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Während der Rajapaksa-
Klan in singalesisch do-
minerten Wahlbezirken 

bis zu 70 Prozent der Stimmen er-
hielte, büßten insbesondere moderate 
Vertreter/-innen von Minderheiten 
viele Mandate ein. Die bisher füh-
rende parlamentarische Vertretung 
der Tamil(inn)en, die Tamil National 
Alliance (TNA) verlor deutlich Par-
lamentssitze zugunsten kleinerer ra-
dikalerer Parteien. Frauen sind nur 
noch marginal im Parlament vertre-
ten. Einen Erdrutsch erlebte die im 
alten Parlament stärkste Kraft, die 
United National Party (UNP), die auf 
einen Parlamentssitz schrumpfte – zu 
den Details der Wahl siehe vorherge-
henden Artikel.

Verfassung und Rechtstaat

Die zersplitterte Opposition wird 
in der nächsten Amtsperiode we-
nig gegen die Übermacht der 
SLPP ausrichten können, die sich 
für ihre geplante Verfassungsän-
derung im Oktober bereits die be-
nötigte Zwei-Drittel-Mehrheit ge-
sichert hat. Der am 2. September 
bekannt gemachte 20. Verfassungs-
zusatz stattet den Präsidenten wie-
der mit umfassenden Vollmachten 
und Immunitäten als Staatsober-
haupt aber auch als Privatperson 
aus. Die von der Vorgängerregie-
rung beschlossene Beschränkung 
der Amtszeit des Präsidenten und 
die Einrichtung von unabhängigen 
Kommissionen, die Polizei und Öf-

fentlichen Dienst überwachen, wer-
den ebenfalls rückgängig gemacht.

Die Rückverlagerung der Macht vom 
Parlament auf den Präsidenten wird 
komplementiert mit dem Zugriff auf 
die Justiz. Auch wenn die Regierung 
die Unabhängigkeit der Justiz nicht 
formell antastet, kann der Präsident 
– nach dem neuen Verfassungszu-
satz – die Stellenbesetzungen vor-
nehmen und sich beim Obersten 
Gerichtshof, den Berufungsgerich-
ten sowie der Generalstaatsanwalt-
schaft ein passendes Justizkonstrukt 
schaffen, welches die Sicht der Exe-
kutive stärkt. Einen Vorgeschmack 
bot der Oberste Gerichtshof im Juni, 
als er die Auf lösung des Parlaments 
durch den Präsidenten trotz vieler 
juristischer Zweifel für rechtmäßig 
erklärte.

Militärpräsenz im  
öffentlichen Geschehen

Immer mehr Stricke laufen in den 
Händen der Rajapaksa-Familie zu-
sammen. Es wird emsig daran ge-
arbeitet, möglichst viele Schlüssel-
positionen in der Regierung von 
Gleichgesinnten zu besetzen. Bei 
Gotabhayas Militärkarriere macht 
es Sinn, dass dies (ehemalige) Mi-
litärangehörige sind. Vor allem im 
Süden des Landes stieß die Beset-
zung von Regierungs- und Verwal-
tungsämtern durch Militärs auf po-
sitive Resonanz. Der mehrheitlich 
von buddhistischen Singales(inn)en  

besiedelte Süden hatte der Vorgän-
gerregierung ein Unvermögen in 
der Administration der Regierungs-
geschäfte attestiert. Aber auch in-
nerhalb der Minderheiten herrsch-
te Verärgerung über deren miserable 
Organisation von Verwaltung und 
Regierungsämtern.

Hierzu passt die Ausrichtung auf 
eine Sicherheitspolitik und das Bild 
eines „starken Führers“. Das bedeu-
tet, dass etwa die Rolle der Geheim-
dienste eine öffentlich wieder größe-
re Anerkennung erfahren wird. Das 
Sicherheitsversprechen wird sich 
aber ebenso auf soziale Aspekte be-
ziehen, wie die Errichtung einer prä-
sidentiellen Task Force zum Aufbau 
eines sicheren Landes mit einer dis-
ziplinierten, tugendhaften und ge-
setzestreuen Gesellschaft erahnen 
lässt. Nutznießer/-innen dieser Po-
litik werden die Personen sein, die 
sich auf die Vorgaben der Regierung 
und ihrer buddhistisch-nationalis-
tischen Ausrichtung einlassen. 

Eine weltweit herausragende Ei-
genschaft der aktuellen Regierung 
muss in diesem Zusammenhang 
nicht überraschen. In sozialen Me-
dien wurde am 14. August eine bis-
lang nicht dementierte Liste mit 
Detailangaben veröffentlicht, der 
zufolge sieben Kabinettsmitglieder 
und sieben Staatssekretäre in straf-
rechtliche Prozesse verstrickt sind – 
überwiegend Veruntreuungen und 
Korruption, aber auch Totschlag.
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Vertretung von 
Minderheiteninteressen

Die Regierungspartei Sri Lanka 
People‘s Front (SLPP) hat sowohl ei-
nige Tamilen als auch Muslime auf 
ihrer Parteiliste platziert. Neben der 
Tatsache, dass es sich dabei um einen 
kalkulierten Schachzug im Wahl-
kampf handelt, wird dieser Umstand 
zukünftig wohl auch von der SLPP 
genutzt, um zu behaupten, dass sie 
die Interessen der Tamil(inn)en und 
Muslime vertreten. 

Die ersten Monate der Präsident-
schaft von Gotabhaya Rajapaksa be-
legen jedoch das Gegenteil und las-
sen vermuten, dass die Bemühungen 
um eine buddhistisch-radikale Um-
schreibung der Geschichte und Ge-
sellschaft sich verstärkt fortsetzen 
werden. Die Vergangenheit hat ge-
zeigt, dass Minderheiten in Sri Lan-
ka kaum eine andere Wahl haben, 
als sich dem Mainstream anzuschlie-
ßen, da sie sonst zur Angriffsf läche 
für nationalistische Attacken wer-
den. Dieser Umstand kann auch als 
Erklärung herangezogen werden, 
warum auch tamilische und musli-
mische Wähler(innen) für Parteien 
gestimmt haben, die der SLPP nahe 
stehen. Auch Versprechungen auf 
wirtschaftliches Wachstum durch 
Arbeitsplätze und Mobilität gewan-
nen für die SLPP und deren Schwe-
sterparteien Stimmen bei den Min-
derheiten, insbesondere bei den 
jungen Leuten im Norden und Os-
ten, die im Landesdurschnitt in den 
Bereichen Bildung und Arbeit von 
ihren Gleichaltrigen im Süden des 
Landes abgehängt sind.

Schrumpfende 
Handlungsspielräume  
für die Zivilgesellschaft

Im Licht all dieser besorgniserre-
genden Entwicklungen werden zu-
künftig der Schutz der gesellschaft-
lichen Teilhabe und die Stärkung der 
politischen Emanzipation noch wich-
tiger. Doch die Arbeit der Zivilgesell-

schaft steht in Sri Lanka traditions-
gemäß unter kritischer Beobachtung 
der Regierung. Mit dem neuen Ver-
fassungszusatz wird die Überwachung 
der zivilgesellschaftlichen Aktivitäten 
zukünftig dem Verteidigungsministe-
rium obliegen – diese Zuständigkeits-
zuweisung zeigt anschaulich auf, dass 
regierungskritische, zivilgesellschaft-
liche Aktivitäten und Organisationen 
von der Regierung als unerwünscht 
oder sogar staatsfeindlich gesehen 
werden. 

Es ist nicht abwegig anzunehmen, 
dass Sri Lanka sich auch bei diesem 
Thema an Indien orientieren und 
die finanziellen Unterstützungen 
aus dem Ausland nach inhaltlichen 
Kriterien reglementieren und mi-
nutiöse Berichte über solche Tätig-
keiten fordern wird, soweit diese 
sich mit der Regierung kritisch aus-
einandersetzen. So könnten regie-
rungskritische Meinungen elegant 
auf dem administrativen, entpoliti-
sierten Wege zensiert oder verboten 
werden. Zensur betrifft allerdings 
nicht nur Nichtregierungsorgani-
sationen sondern besonders auch 
unabhängige Journalist(inn)en, 
engagierte Jurist(inn)en einschließ-
lich Rechtsanwält(inn)en sowie 
Menschenrechtsverteidiger/-innen, 
die ein Regierungshandeln nach 
rechtsstaatlichen und menschen-
rechtlichen Standards erwarten und 
sich entsprechend engagieren. 

Internationale Gemeinschaft

Aufgabe der internationalen Ge-
meinschaft bleibt es weiterhin, 
auf rechtsstaatlichen und men-
schenrechtlichen Standards zu be-
stehen und die sri-lankische Re-
gierung bei Missachtung zur 
Rechenschaft zu ziehen. Neben 
dem Schutz von Journalist(inn)en,  
Rechtsanwält(inn)en und Men-
schenrechtsverteidiger(innen) müs-
sen dafür ausdrücklich interna-
tionale Rechtsstandards genutzt 
werden, um die Regierung Sri Lan-
kas an ihre Verantwortung zu erin-

nern. Erst im Februar dieses Jahres 
gab die Regierung ihren Rückzug 
aus der UN-Resolution 30/1 (UN-
Menschenrechtsrat) zur Förderung 
der Rechenschaftspf licht, der Aus-
söhnung und der zügigen Durchset-
zung Menschenrechte bekannt und 
begann damit einen gefährlichen 
Trend der Abkapselung von der in-
ternationalen Gemeinschaft. 

Dies spielt Indien und China in die 
Karten, die bereits seit Jahren in 
einem ambivalenten Verhältnis zwi-
schen Konkurrenz und Kooperati-
on um die Gunst und die geopoli-
tischen Vorzüge Sri Lankas buhlen. 
Den Rajapaksa-Brüdern wird ge-
meinhin eine Nähe zu China nach-
gesagt. Hatte sich der damalige 
Präsident Mahinda Rajapaksa doch 
während seiner Amtszeit (2005-
2014) sieben Milliarden US-Dol-
lar von Peking geliehen. Doch als 
er im August unter seinem Bruder 
Gotabhaya als Premierminister ver-
eidigt wurde, war sein indisches Pen-
dant Modi der Erste, der ihm zum 
Wahlsieg gratulierte und von der Be-
stärkung der besonderen Bande der 
zwei Länder sprach. Wie es da wohl 
beim großen Nachbarn ankommt, 
dass sich die sri-lankische Regierung 
inmitten der Corona-Pandemie mit 
einem neuen Darlehen in Milliar-
denhöhe weiter in die chinesische 
Schuldenspirale stürzt? 
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